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Die Ereignisse des Golf-Krieges haben die "Politische Bedeutungslosigkeit Euro-
pas" allzu klar vor die Augen der Weltöffentlichkeit geführt1. Europa muß den
seinem wirtschaftlichen Gewicht entsprechenden politischen Einfluß gewinnen.
Dies setzt voraus, daß das Vertrauen in das wirtschaftlich-technologische Gewicht
Europas weiter wächst; noch wichtiger ist, daß die wirtschaftlich-technologische
Wettbewerbsfähigkeit Europas tatsächlich zukunftssicher stabilisiert wird. Dies zu
erreichen, ist Aufgabe europäischer Forschungs- und Technologiepolitik. Ganz in
diesem Sinne hat der Europäische Rat auf dem EG-Gipfel am 14. und 15. De-
zember 1990 den Rahmen für die Verhandlungen der Regierungskonferenz zur
Politischen Union abgesteckt und diese u. a. ersucht, den Aspekt der Entwicklung
einer der Wettbewerbsfähigkeit der Gemeinschaft angemessenen Forschungs-
anstrengung zu berücksichtigen. Ebenso legte der EG-Gipfel Wert auf die Aus-
stattung der Gemeinschaft mit großräumig angelegten Infrastrukturen insbesonde-
re auch im Bereich der Telekommunikation .

Forschungs- und Technologiepolitik

Im Bereich der Forschung und technologischen Entwicklung stand 1990 der
Beginn des neuen "Rahmenprogramms für Forschung 1990—1994" im Vorder-
grund3, dessen Schwerpunkt auf den Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien liegt (2,2 Mrd. ECU). Es folgen industrielle und Werkstofftechnologien mit
880 Mio. ECU und Energie mit 840 Mio. ECU; 741 Mio. ECU sind der For-
schung im Bereich der Lebenswissenschaften (Biotechnologie, Biomedizin, Ge-
sundheit, Agrarforschung) gewidmet; jeweils 518 Mio. ECU der Umweltforschung
sowie dem Aufgabenbereich "Nutzung der geistigen Ressourcen". Zu letzterem
gehört auch die Aus- und Weiterbildung sowie die Mobilität der Forschung und
die Vernetzung von Forschungseinrichtungen.

Neben dem Rahmenprogramm — aber nicht ohne Abstimmung mit den An-
strengungen der Gemeinschaft — läuft die privatwirtschaftliche Initiative der
EUREKA-Zusammenarbeit. Diese umfaßt mittlerweile mehr als 300 Projekte mit
einem Finanzvolumen von mehr als 6,5 Mrd. ECU. Rund 1.600 Industrieunter-
nehmen und Forschungsinstitute aus den 19 EUREKA-Mitgliedstaaten arbeiten
an dieser europäischen spitzentechnologischen Anstrengung mit, deren Kenn-
zeichen Privatinitiative und Marktorientierung sind. Eines der bedeutendsten
EUREKA-Programme ist JESSI (Joint European Submicron Silicon): Für JESSI
werden über eine Laufzeit von weniger als 10 Jahren Investitionen im Wert von
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3,8 Mrd. ECU notwendig. Dieser enorme Betrag wird rund 60% der Finanzmittel
für alle anderen vorgestellten EUREKA-Projekte betragen. Ein anderes wichtiges
EUREKA-Projekt ist das "Hochauflösende Fernsehen".

Das Spektrum der Instrumente der Forschungs- und Technologiepolitik der EG
reicht von "direkten Aktionen", nämlich der Eigenforschung in der gemeinsamen
Forschungsstelle (dazu gehört vor allem das Gemeinschaftsunternehmen im
Bereich der Fusionsforschung "JET": Joint European Torus), "indirekten Aktio-
nen", d. h. Programmen mit Forschungsverträgen auf Kostenteilungsbasis; "konzer-
tierten Aktionen", d. h. Versuche der Kommission, supranationale Forschungs- und
Entwicklungsaktivitäten anzustoßen und zu koordinieren, bis zu "horizontalen
Aktionen", d. h. ergänzenden Programmen, die als Beitrag zur Zukunftsforschung,
Bewertung und Stimulierung von Forschungsaktivitäten dienen und den europäi-
schen Wissensaustausch fördern sollen.

Die direkten Aktionen basieren noch auf dem Euratom-Vertrag. Die vier
Forschungszentren Ispra, Geel, Karlsruhe und Petten arbeiteten ursprünglich an
der Entwicklung europäischer Kernreaktoren und der Aufbereitung des Brenn-
materials; mittlerweile ist ihr Aufgabenfeld weit diversifiziert; 30% der For-
schungsleistungen werden aus Aufträgen Dritter finanziert. "Indirekte Aktionen"
werden im Rahmenprogramm festgeschrieben und in den einzelnen Programmen
spezifiziert. Die Auswahl der Projekte erfolgt nach ihrer Bedeutung für das
jeweilige Zielgebiet (Qualität, strategische Bedeutung für die Wettbewerbsfähig-
keit Europas, Einschätzung des "Europäischen Mehrwerts" als Folge gemeinsamer
Forschung). Im Rahmen solcher Programme genehmigte Projekte werden in der
Regel mit 50% von der EG gefördert. Zu den "konzertierten Aktionen" gehört das
sogenannte COST-Programm. Hierbei handelt es sich um ein "Kooperations-
forum", bei dem von Vertretern der westeuropäischen Regierungen und der EG-
Kommission eine Liste wichtiger Themen erarbeitet und Kooperationskontakte
geknüpft werden.

Schließlich sollen die "horizontalen Aktionen" die Kooperations- und Förde-
rungsangebote der Gemeinschaft abrunden. Hierzu gehören etwa die Förderung
von Austausch und Kooperation in Ausbildung und Forschung (Vernetzung von
Wissenspotential durch Programme wie: Science, Erasmus, Comett); die Prognose
zukünftiger forschungs- und technologiepolitischer Schwerpunkte (MONITOR)
sowie der Versuch einer Auswertung der Ergebnisse der Gemeinschaftsprojekte
mit dem Schwerpunkt der Verbreitung dieser Ergebnisse (VALUE). Ein beson-
ders zukunftsträchtiger Bereich der "horizontalen Aktion" ist die Beschleunigung
des Technologietransfers in Europa (Programm SPRINT) sowie der Versuch, die
Informationsdefizite der Klein- und Mittelunternehmen bei der Partnersuche, der
Beschaffung neuer Technologien sowie der Analyse von Absatzmärkten zu behe-
ben.

Am 13. Juni 1990 genehmigte die Kommission eine Mitteilung über die Zu-
sammenarbeit mit Drittländern in Wissenschaft und Technologie . Die Kommis-
sion legt den Schwerpunkt auf drei Grundsätze: die Unterstützung weltweiter
Initiativen zur Lösung der für die ganze Welt anstehenden gemeinsamen Proble-
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me; den Beitrag der Gemeinschaft zur Erweiterung der internationalen Wissen-
schaftsgemeinschaft; die Beteiligung an ausgewählten Arbeiten im Rahmen
internationaler wissenschaftlich-technischer Kooperation. Ebenfalls am 13. Juni
1990 genehmigte die Kommission eine Mitteilung über die wissenschaftliche und
technologische Zusammenarbeit mit den mittel- und osteuropäischen Ländern5.
Die Europäische Gemeinschaft wird sich demnach auf drei Maßnahmenkomplexe
konzentrieren: Forschungsarbeit zur Einführung und Anpassung von Technolo-
gien; Intensivierung der normalen Zusammenarbeit zwischen Spitzenforschungs-
zentren und Wissenschaftlern der Gemeinschaft und den betreffenden ost- und
mitteleuropäischen Ländern; Förderung der Zusammenarbeit bei Fragen der
personellen Ressourcen.

Besondere Fortschritte gab es im Bereich der Umwelttechnologie: Die Kommis-
sion hat am 30. Mai 1990 einen neuen Vorschlag für ein Programm für Forschung
und technologische Entwicklung im Bereich der Umwelt verabschiedet. Es geht
um vier Kernpunkte: Beteiligung der Gemeinschaft an den internationalen "Glo-
bal Change"-Programmen (Erforschung der globalen Umweltveränderung), Tech-
nologien und technische Verfahren für den Umweltschutz, Forschung über
wirtschaftliche und soziale Aspekte von Umweltfragen sowie integrierte For-
schungsvorhaben im Hinblick auf umfassende grenzüberschreitende Programme
interdisziplinärer Forschung6.

Im Bereich der Biotechnologie wurde mit dem Programm BRIDGE begonnen
— ein breit angelegtes Programm für Forschung und technologische Entwicklung.
Daneben wurden Fortschritte bei der Erstellung biotechnologischer Datenbanken
gemacht. Auch die auf Biotechnologie gestützten agrarindustriellen Forschungs-
und technologischen Entwicklungsanstrengungen wurden intensiviert vorangetrie-
ben7. Ein Vorschlag für ein neues Programm für Forschung und technologische
Entwicklung über Biowissenschaften und -technologien im Dienste der Entwick-
lung wurde angenommen. Dieses Programm erstreckt sich auch auf die Bereiche
Landwirtschaft, Medizin, Gesundheit und Ernährung . Die Programme über die
nicht-nuklearen Energien wurden fortgesetzt . Das Institut für Systemtechnik der
gemeinsamen Forschungsstelle hat eine Untersuchung über die Abnutzung photo-
voltaischer Zellen unter Lichteinwirkung bei simulierter Sonnenstrahlung eingelei-
tet und die Messungen und Modelle des Sonnenspektrums auf die Bedingungen
einer schwachen Sonneneinstrahlung ausgedehnt.

Fortschritte gab es auch im Bereich der Sicherheit der Kernspaltung, vor allem
des Strahlenschutzes, der Reaktorsicherheit sowie der Erforschung der Bewirt-
schaftung der Lagerung radioaktiver Abfälle10. Von besonderer Bedeutung ist
auch das Forschungsprogramm über die Stillegung kerntechnischer Anlagen .
Die kontrollierte Kernfusion (Joint European Toms), wurde bereits erwähnt. Im
Rahmen des europäischen NET (Next European Torus) an dem vier Länder
mitwirken, wurden die Entwurfsarbeiten für den "next step" zum Abschluß ge-
bracht . An den Vorarbeiten für einen internationalen thermonuklearen Ver-
suchsreaktor (ITER) zusammen mit Japan, den Vereinigten Staaten und der

174 Jahrbuch der Europäischen Integration 1990/91



Forschungs-, Technologie- und Telekommunikationspolitik

Sowjetunion hat die Europäische Gemeinschaft auf der Grundlage vom Rat
verabschiedeter Handlungsrichtlinien teilgenommen .

Telekommunikation und Informationstechnologie

Wie bei EUREKA ist auch bei den EG-Forschungsprogrammen die Schlüssel-
technologie der Informations- und Kommunikationstechnik als zukunftsentschei-
dender wachstumsstärkster Sektor der Schwerpunkt. Das Flaggschiff ist ESPRIT
II mit 1,6 Mrd. ECU, dessen Spektrum von der Grundlagenforschung in der
Mikroelektronik bis zur Entwicklung für Peripheriegeräte und Informations-
verarbeitungssysteme reicht. Die Telekommunikation mit dem Forschungspro-
gramm RACE ist ein weiteres zentrales Gebiet: Hier sollen die Netzbetreiber mit
der Industrie gemeinsam einen wettbewerbsfähigen Markt für Telekommunika-
tionseinrichtungen und -dienste auf der Basis eines integrierten Breitbandkom-
munikationsnetzes errichten. Dazu sind Anstrengungen bei der Schaffung neuer
— wenn möglich weltweit durchsetzbarer — Normen und Standards notwendig.
Diese Forschungs- und Entwicklungsanstrengung steht in engem Bezug zu den
Bemühungen um eine Liberalisierung der Telekommunikationsmärkte in Europa.

Für die erheblichen Anstrengungen im Bereich der Mikroelektronik wird von
den Initiatoren und Teilnehmern des ESPRIT-Programmes geltend gemacht, daß
die Mikroelektronik kein wirtschaftlicher Sektor im engeren Sinne ist; diese
Technologie habe gesamtwirtschaftliche Bedeutung, gehöre also im Grunde
genommen zu den "Rahmenbedingungen für wirtschaftlich-technologischen
Gesamterfolg". Von der Verfügbarkeit der Mikroelektronik hingen viele traditio-
nelle, insbesondere auch neue Wirtschaftsbereiche ab: Fernsehen, Computer,
Antiblockiersysteme, Mikrowellenöfen, Telefonsysteme würden z. B. direkt von der
Entwicklung der Mikroelektronik beeinflußt. Gegen das Argument, Chips seien
"Rohstoffe" und daher unbeschränkt importierbar, wird eingewandt, daß die
Zukunft nicht mehr dem Standard-Chip, sondern dem anwenderspezifischen
Halbleiter gehöre, der für die jeweilige Gerätefunktion besonders — natürlich
computergestützt — entworfen wird. Kann ein High-Tech-Unternehmen solche
Chips nicht selbst produzieren bzw. hat es keine zuverlässige Quelle, dann muß
es einen "gerätetechnischen Offenbarungseid" gegenüber einem potentiellen
Wettbewerber leisten, denn der Chip wird zunehmend identisch mit der besonde-
ren Gerätefunktion. Geräte seien heute "um intelligente Chips gebogenes Blech".
Wer die jeweils neueste Chip-Technik nicht beherrscht, bzw. keinen gesicherten
Zugang zu den neuesten Chips hat, laufe Gefahr, den Markt zu verlieren. Die
siebte ESPRIT-Jahreskonferenz im November 1990 hat diese Gedankengänge
nochmals bestätigt .

In der Telekommunikationspolitik stand die Öffnung der Märkte im Vorder-
grund. Ein Grünbuch über Satellitenkommunikation wurde herausgegeben, in dem
die Grundsätze des Grünbuchs von 1987 über die Entwicklung des gemeinsamen
Marktes für Telekommunikationsendgeräte auf den Bereich der Satellitenkom-
munikation angewandt werden . In der Gemeinschaft wurde eine gemeinsame
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Strategie für die Entwicklung von Netzen und Diensten ausgearbeitet. Die Rah-
menrichtlinien zur Einführung eines offenen Netzzuganges (ONP) für Telekom-
munikationsdienste wurde im Juni 1990 verabschiedet17. Der zweite Bericht über
die Fortschritte bei der Einführung des diensteintegrierenden digitalen Fernmel-
denetzes ISDN wurde erstellt und zeigt, daß es noch ausgeprägter politischer
Entschlossenheit bedarf, um in Europa wirklich Interkonnektivität und durch-
gängige Strukturen herzustellen . Fortschritte gab es auch bei der Schaffung
eines gemeinsamen Marktes für Telekommunikationsendgeräte, insbesondere bei
der gegenseitigen Anerkennung der Konformität19.

Ein wichtiger flankierender Schritt zu den Anstrengungen im Bereich des
hochauflösenden Fernsehens ist die Gründung der europäischen wirtschaftlichen
Interessenvereinigung "Vision 1250" im März 199020. Genauso wichtig wie die
Technologie und die Programme ist der audiovisuelle Bereich: Das Aktionspro-
gramm zur Förderung der Entwicklung der europäischen audiovisuellen Industrie
"MEDIA 1991—1995" soll nach Abschluß einer Versuchsphase ein festes Gemein-
schaftsprogramm werden. Dieses Programm soll auch die notwendigen Verbindun-
gen zu dem Programm "EUREKA-Audiovision" gewährleisten21.

Die liberalisierten bzw. teilprivatisierten europäischen Netzbetreiber (wie
British Telecom, France Telecom oder DBP Telekom) sind entschlossen, kon-
struktive Beiträge zum "Binnenmarkt 1992" zu leisten. Diesem Ziel dient u. a. ein
schnelles Transportnetz (Global European Network), die Gründung eines "Euro-
pean Telecommunications Network Operators-Zusammenschluß" (ETNO) sowie
die Einrichtung eines europäischen Instituts für Telekommunikationsforschung
(Eurescom). Ein institutionelles Resultat dieser Anstrengungen wird auch die
Revitalisierung des Telekommunikationsteils der CEPT (Conference Europeenne
de Postes et Telecommunication) sein. Wichtige Programme im Bereich der
Informations- und Kommunikationstechnik betreffen das Vorantreiben und die
Normung des elektronischen Datenaustausches (Programm TEDIS)22. Eine
integrierende Funktion hat das spezifische Programm auf dem Gebiet der all-
gemeinen relevanten Telematicsysteme, das die Wettbewerbsfähigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaft entscheidend beeinflussen dürfte . Schließlich hat die
Gemeinschaft neue Pilot- und Demonstrationsvorhaben im Bereich intelligente
Schnittstellen, Bilddatenbanken, Informationsverarbeitung, Patente, Normen,
Straßenverkehr, Fremdenverkehr und Bibliotheken anlaufen lassen.

High-Tech-Beziehungen

Der Wettbewerb im hochtechnologischen Bereich wird gerade in Schlüsseltechno-
logien wie der Datenverarbeitung, der Telekommunikation und insbesondere der
Mikroelektronik/Konsumelektronik häufig zum Verdrängungswettbewerb. Ein
Versuch der Eindämmung dieses Konfliktpotentials — was auch im Interesse der
tief in die Weltwirtschaft verflochtenen Europäischen Gemeinschaft ist — könnte
darin bestehen, die jeweiligen Bündel der technologie-, industrie- und wirt-
schafts-/handelspolitischen Maßnahmen allgemein anerkannten Regeln zu unter-
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werfen. Derartige Versuche hat es gegeben: Abgesehen von den Regelwerken im
GATT hat die OECD im Jahre 1983 Richtlinien für "positive Anpassungspolitik"
für die Beherrschung des Strukturwandels entwickelt. Für technologiepolitische
Anstrengungen sehen diese Richtlinien folgendes vor: Nationale High-Tech-
Strategien müssen transparent sein und dürfen nur temporär greifen. Haben
derartige nationale und regionale Technologiepolitiken keinen Erfolg, dann
dürfen sie nicht perpetuiert, sondern müssen zugunsten des Marktmechanismus,
d.h. einer funktionierenden internationalen Arbeitsteilung wieder aufgegeben
werden. Andererseits steht gerade diesem Ziel die machtpolitische Motivation
nationaler und regionaler High-Tech-Politik entgegen.

Der Versuch, das wirtschaftliche und politische Potential im internationalen
Hochtechnologiewettlauf einzudämmen und die große Chance technologischer
Kooperation zu nutzen, könnte daher einen anderen Ansatz finden. Dieser lautet:
Globalisierung zulassen; den "Binnenmarkt 1992" als Modell nutzen.

Im Gegensatz zur früheren Phase beispielsweise des ESPRIT-Programms, wo
noch nicht klar war, in welchem Umfang Tochterfirmen außereuropäischer,
insbesondere amerikanischer Unternehmen an der Forschungs- und Entwicklungs-
verbundanstrengung der Europäischen Gemeinschaft teilnehmen sollten, hat sich
bald die Auffassung in Europa durchgesetzt, daß es im Interesse des Technologie-
potentials der EG liege, daß z.B. IBM-Töchter an europäischen Forschungs-
programmen mitarbeiten. Dies gilt mittlerweile gerade auch für das JESSI-Pro-
gramm, wo eine Zusammenarbeit mit einem ähnlichen amerikanischen Programm
zustande kommt. Hier läuft also eine Bewegung an, die zwar nach wie vor darauf
abzielt, das nationale bzw. regionale Technologiepotential zu stärken; zugleich
aber wird internationale Kooperation ermöglicht. Die Vorteile der Globalisierung
werden verbunden mit dem Ziel nationaler und regionaler Technologiedominanz.

Hilfreich für diesen Ansatz der Globalisierung ist das "EG-Modell 1992". Hier
wird ein gemeinsamer Ressourcen-Pool an Hochtechnologie geschaffen; d.h.
nationale Egoismen sollen zugunsten eines gemeinsamen Größeren überwunden
werden; dominante Positionen bzw. Wettbewerbsverfälschungen werden durch
kartellrechtliche Vorschriften unter Kontrolle gehalten. Ist es nicht ein Gebot der
politischen Vernunft, dieses Binnenmarktmodell zu "globalisieren", zumindest es
auf die Regionen Europa, Japan, Nordamerika also die "Triade" insgesamt anzu-
wenden? Dies entspräche der internationalen Vernetzung der Wissenschafts-
gemeinschaft sowie den transnationalen Bewegungen der High-Tech-Firmen und
Kommunikationsnetzbetreiber.
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